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l Einleitung

Die Aufgaben des Staates haben sich in den letzten Jahren
ständig gewandelt, und sie tun dies heute immer noch.
Damit einher geht die ständige Aufgabenerweiterung und
-Veränderung des öffentlichen Dienstes. Hinzu kommen
noch der durch die Finanzkrise verursachte Hand-
lungsdruck zur Sanierung und Modernisierung des
öffentlichen Dienstes, die Defizite des Managements bei
der Steuerung von Leistung und Personal, die Kritik an
der überbürokratischen und inflexiblen Verwaltung, die
sinkende Beschäftigungsattraktivität und die Unzu-
friedenheit der Beschäftigten mit der Entlohnung. Aber
auch Mängel durch zu lange Genehmigungs- und Bear-
beitungszeiten, Überreglementierung durch Gesetze, Ver-
ordnungen und Ausführungsbestimmungen oder die
schlicht zu große Zahl von Staatsbediensteten müssen zu
Veränderungen der Staatsverwaltung führen.
Wegen der genannten großen Probleme und Anforde-
rungen ist die Verwaltung gezwungen, neue Wege zu
gehen. Maßnahmen einer Verwaltungsveränderung und -
modernisierung sind die Stärkung der Dienstleistungs- und
Kundenorientierung, eine höhere Transparenz von Kosten
und Nutzen, einfachere Organisationsformen und die
Reduzierung der Fertigungstiefe. Auch Zeit als
Kostenfaktor und das Personal als wichtigste Ressource
müssen erkannt werden. Das Personal hat eine Schlüssel-
funktion, weil es teuerster Produktionsfaktor und maß-
geblich für die Leistungsfähigkeit ist. Die Verwaltungs-
modernisierung wird entscheidend von der Steigerung der
Leistungsbereitschaft der Bediensteten abhängen.



Ein Vorschlag, den öffentlichen Dienst effizienter und
leistungsfähiger zu machen, geht in Richtung einer
Einführung leistungsorientierter Bezahlungselemente.
Durch finanzielle Anreize soll ein Motivations- und
Leistungsschub erreicht werden, der die Effizienz des
öffentlichen Dienstes insgesamt steigert. Hierzu nehmen
die verschiedenen Akteure des öffentlichen Dienstes -
öffentliche Arbeitgeber und hier insbesondere die
zuständigen Ministerien, Interessenorganisationen und
Parteien - unterschiedliche Positionen ein.
Die Positionen und Vorstellungen der einzelnen am
Prozeß beteiligten Akteure zur Einführung von lei-
stungsbezogenen Bezahlungselementen im öffentlichen
Dienst werden im folgenden dargestellt und bewertet.


